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RECHH16Rehabilitation und Teilhabe (SGB IX)0222A02Einleitung
Das Recht der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen wird Ihnen in diesem 
Studienheft aufbereitet und verständlich dargelegt. Sie lernen die wichtigen gesetzlichen 
Vorschriften des Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) kennen und erkennen deren 
Bedeutung. In der Praxis können Sie die rechtlichen Vorgaben auf Sachverhalte in Ihrem 
Beruf anwenden. Dadurch erhalten Sie eine zusätzliche Sicherheit in Ihrer Arbeit.

Die wichtigen Themen im Recht der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen 
sind die geschichtlichen Hintergründe, das Leistungsrecht der Rehabilitation, die wich-
tigen gesetzlichen Änderungen im Bereich des Rechts der Eingliederungshilfe und die 
Regeln des Schwerbehindertenrechts.

Sie erkennen, dass die Regeln der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen 
dem Einzelnen auf dem Weg zur Teilhabe am Leben in der Gesellschaft verhelfen, und 
lernen zudem, dass die demokratische Gesellschaft um viele einzelne Teilnehmer/-innen 
reicher wird, die ihren festen Platz darin finden.
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1 Hintergrund und Entwicklung des Rechts 
der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen
Sie kennen die geschichtlichen Hintergründe des SGB IX, können seine gewach-
sene Struktur beschreiben und darlegen, welche Rolle die UN-Behindertenrechts-
konvention und das Bundesteilhabegesetz in seiner Entwicklung gespielt haben 
und immer noch spielen. 

Das Recht der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen in der heutigen Fas-
sung (Neuntes Buch Sozialgesetzbuch, SGB IX) enthält umfassende Leistungsansprüche 
und Teilhaberegelungen für Menschen mit Behinderung und von Behinderung bedrohte 
Menschen. Diese Regelungen sind das Ergebnis einer langen gesellschaftlichen Entwick-
lung. Während Menschen mit Behinderung zu Beginn des 20. Jahrhunderts (1900) noch 
als Hilfsbedürftige angesehen wurden, die auf die Fürsorge des Staates angewiesen sind, 
streben die heutigen Regelungen die selbstbestimmte und gleichberechtigte Teilhabe der 
Menschen am gesellschaftlichen Leben an. Auf der Grundlage der UN-Behinderten-
rechtskonvention, die seit 2009 auch in Deutschland unmittelbar gilt, ist das Recht der 
Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen zu einem Teilhaberecht für Men-
schen mit Behinderung umgestaltet worden. Heute sollen sich Leistungen für Menschen 
mit Behinderung am persönlichen Bedarf orientieren und personen- und nicht instituti-
onszentriert sein (vgl. BT-Dr. 18/9522, 2016; Punkt A, S. 2). Gewährt werden sollen die 
Leistungen „wie aus einer Hand“, um zeitintensive Zuständigkeitskonflikte der Träger 
untereinander zu vermeiden und die gesellschaftliche Inklusion voranzubringen (vgl. 
BT-Dr. 18/9522, 2016, Punkt A, S. 2).

1.1 Geschichtlicher Hintergrund des Rechts der Rehabilitation 
und Teilhabe von Menschen mit Behinderung

In den Gesellschaften des Mittelalters (6.–15. Jahrhundert) waren die Bürger/-innen 
grundsätzlich für sich selbst verantwortlich und die Herrschenden sahen sich weniger 
in der Verantwortung, sich um sie zu kümmern (vgl. BMAS, 2015, § 12 Rn. 10 f.). Es gab 
weder eine geregelte Krankenversicherung noch eine staatliche Absicherung für dieje-
nigen, die nicht arbeiten konnten. Kirchliche und sonstige Einrichtungen versorgten be-
dürftige Menschen in Suppenküchen und gaben ihnen Almosen. Vielen Bedürftigen 
blieb oft keine andere Wahl, als auf der Straße zu betteln (vgl. Hemmer et al., 2013, S. 4). 
Dies betraf Menschen mit (angeborenen) Behinderungen ebenso wie Bauern und Hand-
werker, Kranke und Invalide, Witwen und Waisen, unehelich Geborene sowie Menschen 
anderer Volkszugehörigkeiten (z. B. „fahrendes Volk“) oder auch Verurteilte. Vertreter/
-innen des Staates, vor allem die Polizei, sahen in bettelnden Menschen eine Störung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung.

Mit dem Ende des Mittelalters begann der Staat, sich an der Armenfürsorge zu beteili-
gen (vgl. Welti, 2005, S. 190). Dabei herrschte der Gedanke vor, dass die Notleidenden, 
die Armen und Verkrüppelten eine entscheidende Mitschuld an ihrer Situation tragen 
und eine Gefahr für die Gesellschaft darstellen. Von staatlicher Seite wurden Regeln auf-
gestellt, um eine Pflicht zur Arbeit für die arme und behinderte Bevölkerung durchzu-
setzen (vgl. Welti, 2005, S. 191). Bis in das 17. Jahrhundert hinein bestimmte diese Sicht-
weise das gesellschaftliche Leben.
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1 Hintergrund und Entwicklung des Rechts der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen
Erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurde damit begonnen, das Gesund-
heits-, Fürsorge- und Anstaltswesen in Deutschland auszubauen. Während bis zu dieser 
Zeit die Armenfürsorge immer auch die „Krüppelfürsorge“ umfasste und beide sich pa-
rallel entwickelten, differenzierte der Staat nunmehr zwischen arbeitsfähigen und ar-
beitsunfähigen Armen und heilbarer und unheilbarer Armut (vgl. Welti, 2005, S. 201 f.). 
Zunehmend wurde die Fürsorge nicht mehr privat sichergestellt, sondern durch das Ge-
setz staatlich organisiert. Die kommunale Gesundheitsfürsorge war als eigener Zweig 
der Wohlfahrtspflege installiert, vor allem zur Behandlung „gefährlicher“ Krankheiten 
wie Tuberkulose, Geschlechtskrankheiten und Alkoholismus und Körperbehinderung 
(vgl. Welti, 2005, S. 2020).

In der Weimarer Reichsverfassung von 1919 waren der Schutz der Gesundheit und 
Arbeitsfähigkeit sowie die Folgen von Schwäche ausdrücklich geregelt. Dies zwang den 
Gesetzgeber dazu, ein Arbeitsrecht zu schaffen, das behinderte Arbeiter/-innen mitein-
bezog (Art. 157 und 161 WRV) (Welti, 2005, S. 210 f.). So gab es 1919 erstmals eine ge-
setzliche Verpflichtung für Arbeitgeber/-innen, behinderte Menschen zu beschäftigen. 
Die Teilhabe am Arbeitsleben war der Hauptanknüpfungspunkt für die Versorgung be-
hinderter Menschen. Das Preußische Krüppelfürsorgesetz von 1920 hatte den haupt-
sächlichen Zweck, „hilfsbedürftige Geisteskranke, Idioten, Epileptische, Taubstumme, 
Blinde und Krüppel unter 18 Jahren“ zu einer beruflichen Tätigkeit zu befähigen (vgl. 
Welti, 2005, S. 212).

Während der Zeit des Nationalsozialismus (1939–945) wurde die Entwicklung zum so-
zialen Staat unterbrochen (vgl. Welti, 2005, S. 216). In der Deutschen Demokratischen 
Republik (1949–1989) standen das Recht und die Pflicht zur Arbeit immer im Vorder-
grund, sodass die Integration behinderter Menschen vor allem in Form geschützter Ar-
beit in Betrieben umgesetzt wurde (vgl. Welti, 2005, S. 225).

Bei der Definition von Behinderung lag der Schwerpunkt in der Bundesrepublik 
Deutschland auf der „geminderten beruflichen Leistungsfähigkeit“ und der „beruflichen 
Ertüchtigung“, die später „Rehabilitation“ genannt wurde (vgl. Welti, 2005, S. 230).

Seit den 1950er-Jahren ist das subjektive und einklagbare Recht auf staatliche Fürsor-
geleistungen von der Rechtsprechung anerkannt. In der Folge wurden in den 1960er-
Jahren die Ansprüche behinderter Menschen in der Bundesrepublik Deutschland durch 
die Regelungen der Eingliederungshilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG als 
Vorgänger des Zwölften Buchs Sozialgesetzbuch – SGB XII) als umfangreiches und viel-
schichtiges Unterstützungsprogramm gestaltet. Neben finanziellen Hilfen zur Sicherung 
des Lebensunterhalts wurden auch Hilfen zur sozialen (gesellschaftlichen) Rehabilitati-
on gewährt (vgl. Welti, 2005, S. 231).

Die Rechte von Menschen mit Behinderungen sind immer wieder durch gesellschaftli-
che und (volks)wirtschaftliche Entwicklungen beeinflusst worden. Unter anderem in 
den 1970er-Jahren nahm die Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik Deutschland nach 
hoher Beschäftigung und Arbeitskräftemangel wieder zu. Das führte dazu, dass behin-
derte Menschen sowie ältere und gesundheitlich beeinträchtigte Beschäftigte vermehrt 
vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze verrentet wurden. Der Gesetzgeber schaffte 
die gesetzlichen Grundlagen (flexibles Altersruhegeld für Schwerbehinderte, Berufs- 
und Erwerbsunfähige, 1973; § 1248 Abs. 1 RVO; seit 1992 § 37 SGB VI). Viele Arbeit-
nehmer/-innen beendeten ihr Erwerbsleben vor Erreichen der Altersgrenze durch Ein-
ritt in die Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrente oder die Altersrente für Schwerbehin-
derte (vgl. Welti, 2005, S. 235).
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Hintergrund und Entwicklung des Rechts der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen 1
Im Jahr 1974 ist das „Gesetz über die Angleichung der Leistungen zur Rehabilitation“ 
(„Reha-Angleichungsgesetz“) in Kraft getreten. Sein Hauptziel war die bestmögliche 
Eingliederung behinderter Menschen. Zuständige Leistungsträger können seitdem sein: 
die gesetzliche Rentenversicherung, die gesetzliche Unfallversicherung, die Kriegsopfer-
fürsorge, die Kriegsopferversorgung, die Bundesanstalt für Arbeit und die gesetzliche 
Krankenversicherung (vgl. BT-Dr. 7/1237, 1973, S. 5).

Die Aufgabe der Rehabilitation formulierte § 1 Abs. 1 Reha-Angleichungsgesetz wie 
folgt:

„Die medizinischen, berufsfördernden und ergänzenden Maßnahmen und Leis-
tungen zur Rehabilitation im Sinne dieses Gesetzes sind darauf auszurichten, 
körperlich, geistig oder seelisch Behinderte möglichst auf Dauer in Arbeit, Beruf 
und Gesellschaft einzugliedern.“

Bis in die 1970er-Jahre richtete sich das System der Entschädigung nach der Ursache der 
Schädigung (Kausalitätsprinzip). Gesundheitliche Schäden oder Behinderungen die Be-
troffenen in Kriegen, also von „außen“ zugefügt wurden, werden von solchen Beein-
trächtigungen abgegrenzt, welche die Menschen ohne äußere Einwirkung z. B. von Ge-
burt an „mitbrachten“. Die „von innen geschädigten“ Menschen wurden als 
„Friedenskrüppel“ bezeichnet. Die Unterscheidung der Schädigungsursache wurde mit 
dem Erlass des „Reha-Angleichungsgesetzes“ 1974 aufgegeben (vgl. Welti, 2005, S. 23, 
234). Seitdem gilt im Recht der Rehabilitation das Prinzip der Finalität.

 

Definition 1.1: 

Finalitätsprinzip: Der Zustand einer Behinderung ist unabhängig von der Ursache 
ihrer Entstehung zu beurteilen. Das Gegenteil ist das Kausalitätsprinzip.

Mit dem Einigungsvertrag (1990) wurden das Grundgesetz und alle Normen der sozia-
len Sicherung auf das Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik übertragen.

Seit 1994 dürfen Menschen in Deutschland nicht (mehr) aufgrund einer Behinderung 
diskriminiert werden, da Art. 3 Grundgesetz (GG) um den folgenden Satz erweitert wur-
de:

„Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.“

 

1.2 Entwicklung des SGB IX seit 2001

Im Folgenden werden die wesentlichen Entwicklungen des SGB IX seit dem Jahre 2011 
skizziert.

 

Übung 1.1: 

Vollziehen Sie bitte nach, wie sich das Menschenbild seit dem Mittelalter bis heute 
verändert hat. Legen Sie dies schriftlich dar.
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1 Hintergrund und Entwicklung des Rechts der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen
1.2.1 Integration des Rechts der Rehabilitation und Teilhabe behinder-
ter Menschen in das Sozialgesetzbuch

Die Integration des Rechts der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen als 
Neuntes Buch (SGB IX) in das Sozialgesetzbuch im Jahr 2001 bedeutete einen Wende-
punkt in seiner Entwicklung. Nachfolgende sehr wichtige Entscheidungen sind im Jahre 
2001 getroffen worden:

• Zusammenfassung des Rehabilitations- und Schwerbehindertenrechts

• die Einbindung der Träger der Sozialhilfe und der Jugendhilfe als Rehabilitationsträ-
ger 

• Wegfall der Bedürftigkeitsprüfung und der Verzicht auf Regress gegenüber Unter-
haltsverpflichteten von behinderten Menschen im Bereich der Sozialhilfe – Errich-
tung von Strukturen für die Zusammenarbeit der Leistungsträger, Leistungserbrin-
ger und Leistungsempfänger und die Steuerung und Koordinierung der Leistungen 
der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen (vgl. BT-Dr. 14/5531, 2001a, 
S. 2; 6).

Die gesetzlichen Änderungen hatten wichtige gesellschaftliche Ziele im Blick wie (BT-
Dr. 14/5531, 2001a, S. 1):

• „Förderung der Selbstbestimmung und gleichberechtigten Teilhabe behinderter 
Menschen am Leben in der Gesellschaft

• Umsetzung des grundgesetzlich verankerten Benachteiligungsverbotes (‚Niemand 
darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden‘, Art. 3 GG) in der Sozialpoli-
tik

• Zusammenfassung und Weiterentwicklung des Rechts zur Rehabilitation und Teil-
habe behinderter Menschen

• Bürgernähe und verbesserte Effizienz der Sozialleistungen zur Teilhabe auf der 
Grundlage gemeinsamen Rechts

• Weiterentwicklung der Teilhabe behinderter und von Behinderung bedrohter Men-
schen am Arbeitsleben

• Anerkennung und Gleichbehandlung der Gebärdensprache im Sozialrecht“.

 

1.2.2 UN-Behindertenrechtskonvention

Am 26.03.2009 ist das „Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen in Deutschland (UN-Behindertenrechtskonvention – UN-
BRK)“ in Kraft getreten (ratifiziert).

„Im Neunten Buch sind somit alle Regelungen zusammengefasst, die für die in § 6 
genannten Rehabilitationsträger einheitlich gelten.“ (BT-Dr. 14/5800, 2001b, S. 11)
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Hintergrund und Entwicklung des Rechts der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen 1
 

Die UN-BRK ist geltendes Recht in Deutschland und verpflichtet alle staatlichen Stellen, 
die Behindertenpolitik in Deutschland auf der Basis einer gleichberechtigten, vollen und 
wirksamen Teilhabe von Menschen mit Behinderung zu organisieren (vgl. DV, o. J.a). Die 
UN-BRK legt fest, dass Menschen mit Behinderungen Träger/-innen von Menschenrech-
ten wie Menschen ohne Behinderungen sind und der Staat die Pflicht hat, die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen zu achten, zu gewährleisten und zu schützen (vgl. Deut-
sches Institut für Menschenrechte, o. J.).

1.2.3 Bundesteilhabegesetz

In Deutschland wurden die gesetzlichen Vorgaben der UN-BRK erst im Jahr 2016 mit 
der Verabschiedung des „Gesetzes zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von 
Menschen mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz – BTHG)“ umgesetzt (vgl. DV, 
o. J.a). Das BTHG ist ein Artikelgesetz.

 

Definition 1.2: 

Artikelgesetz wird ein Gesetz genannt, welches gleichzeitig mehrere Gesetze än-
dert. Jedem dieser Gesetze ist dabei innerhalb des Artikelgesetzes ein eigener Artikel 
gewidmet (vgl. Deutscher Bundestag, o. J.).

Das BTHG führte zu grundlegenden Änderungen insbesondere des SGB IX und des SGB 
XI. Die Regeln des BTHG haben Änderungen in den in Abb. 1.1 dargestellten Bereichen 
mit sich gebracht (vgl. Abb. 1.1).

 

Hinweis:  

Die UN-BRK ist von der Generalversammlung der Vereinten Nationen verabschiedet 
worden am 13.12.2006. In Kraft getreten ist die Regelung am 03.05.2008. Zwanzig 
Staaten in der ganzen Welt haben die Regelungen in nationales Recht umgesetzt (ra-
tifiziert).
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1 Hintergrund und Entwicklung des Rechts der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen
Abb. 1.1: Reformstufen des Bundesteilhabegesetzes © Nicola Pridik (vgl. Deutscher Ver-
ein für öffentliche und private Fürsorge e. V., o. J.b)

Änderung des Begriffs der Behinderung 

In Teil 1 des BTHG wird ein neuer Behinderungsbegriff eingeführt, der den Vorgaben 
der UN-BRK folgt.

 

Definition 1.3: 

Eine Behinderung manifestiert sich danach erst durch die gestörte oder nicht ent-
wickelte Interaktion zwischen dem einzelnen Menschen und seiner materiellen und 
sozialen Umwelt (vgl. BT-Dr. 18/9522, 2016, S. 192). Die Kontextfaktoren einer Per-
son sind also teilhabeorientiert miteinzubeziehen (vgl. Boetticher, 2016, S. 76).

Die vier Reformstufen des Bundesteilhabegesetzes

Reformstufe 1
•  Änderungen im Schwerbehindertenrecht

•  Erste Stufe bei Verbesserungen in der Einkommens- und Vermögens-
heranziehung, insbesondere durch die Erhöhung des Einkommens-
freibetrags um bis zu 260 Euro monatlich und des Vermögens-
freibetrags um 25.000 Euro

•  Verdoppelung des Arbeitsförderungsgeldes von 26 auf 52 Euro monatlich

•  Erhöhung des Schonvermögens für Bezieher von SGB-XII-Leistungen 
von derzeit 2.600 auf 5.000 Euro

Reformstufe 2
•  Einführung SGB IX, Teil 1 (Verfahrensrecht) und 3 (Schwerbehinderten-

recht)

•  vorgezogene Verbesserungen im Bereich der Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben und im Gesamtplanverfahren in der Eingliederungs-
hilfe (im SGB XII)

Reformstufe 3
•  Einführung SGB IX, Teil 2 (Eingliederungshilferecht)

•  Trennung der Fachleistungen der Eingliederungshilfe von den 
existenzsichernden Leistungen

•  Zweite Stufe bei Verbesserungen in der Einkommens- und Vermögens-
heranziehung: Der Vermögensfreibetrag steigt auf rund 50.000 Euro. 
Partnereinkommen und -vermögen wird nicht mehr herangezogen.

Reformstufe 4
Neubestimmung des leistungsberechtigten Personenkreises in der 
Eingliederungshilfe (Art. 25 a BTHG, § 99 SGB IX)

2018

2020

2023

2017
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Hintergrund und Entwicklung des Rechts der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen 1
Ein Mensch mit individuellen Beeinträchtigungen wird also dadurch behindert, dass die 
Interaktion zwischen ihm und seiner materiellen und sozialen Umwelt gestört und nicht 
entwickelt ist (vgl. Boetticher, 2016, S. 76). Dabei geht es nicht nur um bauliche und 
technische Barrieren, sondern auch um solche in den Köpfen (Einstellungen, Vorurteile) 
und in der Kommunikation (sprachliche Barrieren) (vgl. DV, o. J.a; BT-Dr. 18/9522, 2016, 
S. 227).

Um das gesamte Ausmaß einer Behinderung erfassen zu können, wird die International 
Classification of Functioning, Disability and Health (ICF) herangezogen.

 

Definition 1.4: 

Die ICF ist eine Klassifikation der Weltgesundheitsorganisation (World Health Or-
ganization – WHO). Sie dient der Beschreibung des funktionalen Gesundheitszu-
stands, der Behinderung, der sozialen Beeinträchtigung und der relevanten äußeren 
Umstände (Kontextfaktoren). Dabei können auch die psychosozialen Aspekte von 
Krankheitsfolgen (soziale Beeinträchtigung) erfasst werden (vgl. Bundesinstitut für 
Arzneimittel und Medizinprodukte, o. J.).

Das System der Klassifizierung basiert auf dem biopsychosozialen Modell der Wechsel-
wirkungen (vgl. Abb. 1.2).

 

Die Faktoren des biopsychosozialen Modells verdeutlichen, dass Behinderung im Sinne 
einer Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit kein statisches Merkmal, sondern ein dy-
namischer Prozess ist (Modell der Funktionsfähigkeit und Behinderung) (vgl. BAR, o. J.).

 

Hinweis:  

Das biopsychosoziale Modell, das der ICF und dem Behinderungsbegriff des BTHG 
zugrunde liegt, umfasst mehrere „Komponenten von Gesundheit“:

• Körperfunktionen,

• Körperstrukturen,

• Aktivitäten, 

• Partizipation (Teilhabe) und

• Umweltfaktoren. 

Das Ziel ist, ein umfassendes Bild von der Gesundheit eines Menschen zu bekom-
men, um auf dieser Grundlage über individuelle Rehabilitationsmaßnahmen ent-
scheiden zu können (vgl. Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte, 
o. J.).
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1 Hintergrund und Entwicklung des Rechts der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen
Abb. 1.2: WHO 2001: Wechselwirkungen zwischen den Komponenten der ICF (BAR, o. J).

In Art. 1, Teil 1, § 2 BTHG (Begriffsbestimmung) steht geschrieben: 

„(1) Menschen mit Behinderungen sind Menschen, die körperliche, seelische, 
geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit 
einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe 
an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate hin-
dern können. Eine Beeinträchtigung nach Satz 1 liegt vor, wenn der Körper- und 
Gesundheitszustand von dem für das Lebensalter typischen Zustand abweicht. 
Menschen sind von Behinderung bedroht, wenn eine Beeinträchtigung nach Satz 
1 zu erwarten ist.“

Leistungen der Eingliederungshilfe 

Die Leistungen der Eingliederungshilfe waren bis Ende 2019 in den §§ 53 ff. SGB XII 
geregelt, gehörten also zum Sozialhilferecht. Zum 01.01.2020 wurden sie als „Besondere 
Leistungen zur selbstbestimmten Lebensführung für Menschen mit Behinderungen“ in 
Teil 2 des SGB IX aufgenommen und inhaltlich geändert. Dort findet man sie nun in den 
§§ 90 ff.

Schwerbehindertenrecht 

In Teil 3 des BTHG ist das Schwerbehindertenrecht weiterentwickelt worden. Es regelt 
die gleichberechtigte Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Leben in der Gesell-
schaft. Unter anderem sind dort zu finden (vgl. Institut der deutschen Wirtschaft Köln, 
o. J.):

• die Definition von Schwerbehinderung,

• Regelungen zum besonderen Kündigungsschutz, 

• die Beschäftigungspflicht der Arbeitgeber/-innen und

• Regelungen zur Beschäftigung in Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) 
oder in Inklusionsbetrieben. 

Gesundheitsproblem
(Gesundheitsstörung oder Krankheit)

Aktivitäten

Umwelt-
faktoren

personbezogene
Faktoren

Körperfunktionen
und -strukturen

Partizipation
[Teilhabe]
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Leistungsberechtigte der Eingliederungshilfe 

Der Gesetzgeber hat bereits im Jahre 2016 festgelegt (Art. 25 a BTHG i. d. F. vom 
23.12.2016 (BGBl I., S. 3234), dass der Personenkreis neu definiert werden sollte, der ei-
nen Anspruch auf Leistungen der Eingliederungshilfe hat. Obwohl diese Regelung im 
Jahre 2016 erlassen wurde, sollte diese erst am 01.01.2023 in Kraft treten (Boetticher, 
S. 405 f.). Geplant gewesen ist nach Art. 25 a BTHG i. d. F. vom 23.12.2016 (BGBl I, 
S. 3234) folgende Regelung: 

§ 99 SGB IX Leistungsberechtigter Personenkreis

„(1) Eingliederungshilfe ist Personen nach § 2 Absatz 1 Satz 1 und 2 zu leisten, 
deren Beeinträchtigungen die Folge einer Schädigung der Körperfunktion und 
-struktur einschließlich der geistigen und seelischen Funktionen sind und die da-
durch in Wechselwirkung mit den Barrieren in erheblichem Maße in ihrer Fähig-
keit zur Teilhabe an der Gesellschaft eingeschränkt i. d. F. vom 23.12.2016 
(BGBl I, S. 3234) folgende Regelung: sind. Eine Einschränkung der Fähigkeit zur 
Teilhabe an der Gesellschaft in erheblichem Maße liegt vor, wenn die Ausfüh-
rung von Aktivitäten in einer größeren Anzahl der Lebensbereiche nach 
Absatz 4 nicht ohne personelle oder technische Unterstützung möglich oder in 
einer geringeren Anzahl der Lebensbereiche auch mit personeller oder techni-
scher Unterstützung nicht möglich ist. Mit steigender Anzahl der Lebensbereiche 
nach Absatz 4 ist ein geringeres Ausmaß der jeweiligen Einschränkung für die 
Leistungsberechtigung ausreichend.“

 

Paragraf 53 Abs. 1 SGB XII knüpfte bis Ende 2019 bei der Leistungsberechtigung an das 
Vorliegen einer „wesentlichen“ Behinderung an:

§ 53 Abs. 1 SGB XII i. d. F. bis zum 01.01.2020:

„Personen, die durch eine Behinderung im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 des Neun-
ten Buches wesentlich in ihrer Fähigkeit, an der Gesellschaft teilzuhaben, einge-
schränkt oder von einer solchen wesentlichen Behinderung bedroht sind, erhal-
ten Leistungen der Eingliederungshilfe, wenn und solange nach der 
Besonderheit des Einzelfalles, insbesondere nach Art oder Schwere der Behinde-
rung, Aussicht besteht, dass die Aufgabe der Eingliederungshilfe erfüllt werden 
kann. Personen mit einer anderen körperlichen, geistigen oder seelischen Behin-
derung können Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten.“

Die 2016 erlassene Fassung des § 99 Abs. 1 SGB IX (Art. 25a BTHG) i. d. F. vom 
23.12.2016 (BGBl I., S. 3234) änderte diese gesetzliche Voraussetzung der „wesentlichen 
Behinderung“ in eine „Einschränkung der Fähigkeit zur Teilhabe am Leben in der Ge-
sellschaft in erheblichem Maße“.

 

Hinweis:  

Absatz 7 desselben Paragrafen (§ 99 SGB IX) regelt, dass das Nähere ein Bundesge-
setz bestimmt. Um die (letzte) Neuregelung des BTHG realisieren zu können, muss 
also ein Bundesgesetz in Kraft treten, das die Inhalte des § 99 Abs. 7 SGB IX in der 
Fassung des Art. 25a BTHG neu entwirft (vgl. Boetticher, 2016, S. 406).
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Diese geänderte Regelung in § 99 SGB IX nach Art. 25a BTHG i. d. F. vom 23.12.2016 
(BGBl. I., S. 3234) wurde sowohl von den Menschen mit Behinderungen und ihren Ver-
bänden als auch von den Leistungsträgern, den Ämtern für Eingliederungshilfe, kriti-
siert. Während die Menschen mit Behinderungen befürchteten, dass der Kreis der leis-
tungsberechtigten Personen durch die Regelung eingeschränkt wird, sorgten sich die 
Träger der Eingliederungshilfe, dass der Kreis der leistungsberechtigten Personen größer 
würde (vgl. Nachtschatt; Ramm, 2016, S. 2). 

Der Gesetzgeber hatte in seinem Gesetzentwurf für das BTHG festgelegt, dass der Kreis 
der Menschen, die Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten, nicht verändert werden 
sollte (vgl. BT-Dr. 18/10523, 2016, S. 44 ff. und 19/4500, 2018, S. 5):

 

Um herauszufinden, ob die gesetzliche Vorgabe durch die Regelung des § 99 SGB IX 
(Art. 25a BTHG) in der Praxis zu erreichen sein kann, wurden in den Jahren 2017 und 
2018 wissenschaftliche Untersuchungen der Regelung des Art. 25a BTHG für § 99 SGB 
IX durchgeführt. Sie kamen zu dem Ergebnis, dass mit dem Konzept des § 99 SGB IX i. 
d. F. vom 23.12.2016 (BGBl. I., S. 3234) die Ziele:

• den Kreis der leistungsberechtigten Personen in der Eingliederungshilfe ab dem 
01.01.2023 neu zu definieren und 

• den leistungsberechtigten Personenkreis nicht zu verändern, das heißt, weder weni-
ger noch mehr Menschen Leistungen der Eingliederungshilfe zu bewilligen, 

nicht zu erreichen sind (vgl. BT-Dr. 18/10523, 2016, S. 44 ff. und 19/4500, 2018, S. 5).

Deshalb ist am 03.02.2021 der Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen sowie zur landesrechtlichen Bestimmung der Träger der 
Sozialhilfe (Teilhabestärkungsgesetz, BT-Dr. 19/27400, 2021) verabschiedet worden. 
Danach werden die Kriterien für die Berechtigung zu Leistungen der Eingliederungshil-
fe durch Orientierung an den Begrifflichkeiten der UN-BRK und der Internationalen 
Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit (ICF) der Weltge-
sundheitsorganisation angepasst. In einem ersten Schritt wurde nun der im Rahmen des 
Beteiligungsprozesses entwickelte Vorschlag zur Neufassung der gesetzlichen Regelung 
durch Artikel 7 Teilhabestärkungsgesetz vom 02.06.2021 (BGBl. I., S. 1387) umgesetzt.

§ 99 SGB IX i. d. F. vom 02.06.2021:

„(1) Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten Menschen mit Behinderungen 
im Sinne von § 2 Abs. 1 S. 1 und 2 SGB IX, die wesentlich in der gleichberech-
tigten Teilhabe an der Gesellschaft eingeschränkt sind (wesentliche Behinde-
rung) oder von einer solchen wesentlichen Behinderung bedroht sind, wenn und 
solange nach der Besonderheit des Einzelfalles Aussicht besteht, dass die Aufga-
be der Eingliederungshilfe nach § 90 SGB IX erfüllt werden kann.

Alle Menschen mit Behinderungen, die bereits Leistungen der Eingliederungshilfe 
erhalten, sollen diese weiter in dem gewohnten Umfang erhalten. Menschen mit Be-
hinderungen, die planen, Leistungen der Eingliederungshilfe zu beantragen, haben 
die gleichen Chancen der Bewilligung wie vor dem 01.01.2020 (Überführung der 
rechtlichen Voraussetzungen der Leistungen der Eingliederungshilfe von dem SGB 
XII in das SGB IX).
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(2) Von einer wesentlichen Behinderung bedroht sind Menschen, bei denen der 
Eintritt einer wesentlichen Behinderung nach fachlicher Erkenntnis mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist.“

 

Zusammenfassung

Das Recht der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen in der heutigen Fas-
sung (Neuntes Buch Sozialgesetzbuch – SGB IX) enthält umfassende Leistungsansprü-
che und Teilhaberegelungen für Menschen mit Behinderung und von Behinderung be-
drohte Menschen. Die Regelungen sind das Ergebnis einer langen gesellschaftlichen 
Entwicklung. Während Menschen mit Behinderung zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
(1900) noch als Hilfsbedürftige angesehen wurden, die auf die Fürsorge des Staates an-
gewiesen sind, streben die heutigen Regelungen die selbstbestimmte und gleichberech-
tigte Teilhabe der Menschen am gesellschaftlichen Leben an. Auf der Grundlage der UN-
Behindertenrechtskonvention, die seit 2009 auch in Deutschland unmittelbar gilt und 
durch das Bundesteilhabegesetz umgesetzt wurde, ist das Recht der Rehabilitation und 
Teilhabe behinderter Menschen zu einem Teilhaberecht für Menschen mit Behinderung 
umgestaltet worden. Heute sollen sich Leistungen für Menschen mit Behinderung am 
persönlichen Bedarf orientieren und personen- und nicht institutionszentriert sein. Ge-
währt werden sollen sie „wie aus einer Hand“, um zeitintensive Zuständigkeitskonflikte 
der Träger untereinander zu vermeiden und die gesellschaftliche Inklusion voranzubrin-
gen. Die letzten noch ausstehenden Änderungen durch das BTHG treten zum 
01.01.2023 in Kraft.

 

Aufgaben zur Selbstüberprüfung

1.1 Wie hat sich die staatliche Fürsorge für Menschen mit Behinderung seit dem Mit-
telalter bis heute geändert?

1.2 Welches waren die (zwei) wesentlichen gesetzlichen Änderungen durch das Reha-
Angleichungsgesetz?

1.3 Welcher Behinderungsbegriff liegt den Regelungen des BTHG zugrunde?
 

 

Übung 1.2: 

Bitte listen Sie die wesentlichen Änderungen im Bereich der Eingliederungshilfe 
durch das BTHG auf.
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